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LnrtlLcber Teil.
Lur Austubrsperre im badiscb-
scdweizeriscben Grenzverkebr.

— In depi unter dieser Itberschrift in der gestrigen Num-
-mer der . KavlSruher Zeitung " (Amtlicher Teils erschienenen
Artikel mutz es in - er viertletzten Zeile statt . Wachmannschaft
Kaufmannschaft heißen.

Me neue Wesoldungsordnung
kür Waden .

» Nach »er gestern dem Landtag zugegangenen Besol-
chungsdorlage werden die Grundgehälter wie folgt erhöht :

Gruppe I : Anfangsgehalt 7500 M . jweijährig um je 600 M.
steigend bis zu 1.0 500 M . nach 10 Dienstjahren , von da ab
zweijährige um 600 M . steigend bis zu 12 000 M . nach 16 Iah -,
ren .

Gruppe 11 : Anfangsgehalt 10000 M ., zweijährig steigend
um je 400 M . bis zu 12 400 M . nach 12 Dienstjahren , dann
zrm je 300 M . bis 13000 M . nach 16 Jahren .

Gruppe HI : Anfangsgehalt 11500 M ., zweijährig steigend
um 500 M . bis 13 000 M . nach 6 Jahren , dann um je 400 M.
bi» 1.5 000 M . nach 16 Jahren .

Gruppe IV : Anfangsgehalt 12 500 M ., zweijähr . steigend um
500 M . bis 14 000 M . nach 6 Jahren , dann um je 400 M.
bis 16 000 M . nach 16 Jahren .

Gruppe V : Anfangsgehalt 13 500 M ., zweijährig steigend
pim 600 M . bis 15000 M. nach 6 Jahren , dann um je 400 M.
bis 17 000 M . nach 16 Jahren .

Gruppe VI : AnfangSgehalt 14 500 M ., zweijährig steigend
>um 700 M . bis 15 900 M . nach 4 Jahren , dann um je 600 M.
bi» 19 500 M . nach 16 Jahren .'

Gruppe VH : AnfangSgehalt 16 000 M ., steigend nach zwei
Jahren um 900 M -, dann um je 800 M . bis zu 22 500 M . nach
16 Jahren .

Gruppe VUl : Anfangsgebalt 18 00« M ., zweijährig steigend
um 1200 M . bis zu 24 000 M . nach 10 Jahren , dann um je
1000 M . bis zu 26000 M . nach 14 Jahren .

Gruppe IX : Anfangsgehalt 21 000 M ., zweijährig steigend
um 1600 M . bis zu 30 000 M . nach 12 Jahren , dann um 1000
Mark auf 31 000 M . nach 14 Jahren .

Gruppe X : Anfangsgehalt 25000 M ., zweijährig steigend
um 1800 M . bis 82 200 M . nach 8 Jahren , dann um 1600 M.
bis 37 000 M . nach 14 Jahren .

Gruppe XI : Anfangsgehalt 30 000 M ., zweijährig steigend
AM 2000 M . bis zu 44 000 M . nach 14 Jahren .

Gruppe XII : Anfangsgehalt 88 000 M ., nach 2 und 4 Jah¬
ren um je 3500 M . steigend , dann um je 3000 M . auf 57 000
Mark nach 12 Jahren .

Gruppe XIII : AnfangSgehalt 53 000 M ., steigend um je
7000 M . nach 2, 4 und 6 Jahren und um 6000 M . auf daS
Höchstgehalt von 80 000 M . nach 8 Jahren .

Für die unter 8 2 der badischen Besoldungsordnung enthal¬
tenen Beamten werden an Grundgehalt 95 000 M . vorgeschla¬
gen, für die Minister 120 000 M. und den Staatspräsidenten
tl30000 M . Die Minister erhalten außerdem mit Wirkung
vom 1. Oktober dieses Jahres an ein Aufwendungsgeld von
L0 000 M ., der Staatspräsident ein solches von 35 000 M.

In der Begründung heißt es u . a . : Die neuen Grundgehalts¬
sätze sind so gewählt, daß die minderbesoldeten Beamten zwar
immer noch ein erheblich höheres Vielfache ihrer Friedens¬
gehälter beziehen als die höherbesoldeten. Es wird aber noch
gegen bisher ein besserer Ausgleich geschaffen. Nach der An¬
nahme des unveränderten Rcichsentwurfes im Reichstag ist
infolge des Besoldungssperrgesetzes die Möglichkeit nicht -mehr
gegeben, den ursprünglichen Absichten der badischen Regierung
entsprechend für die Beamten der unteren Gruppen eine bes¬
sere Regelung zu schaffen . Die badische Regierung bedauert
aufs lebhaftigste die Ablehnung ihrer Antr .ge, die eine sozialere
Ausgestaltung der Besoldungsovdnung zum Ziele hatten und
wenigstens für einige Zeit Ruhe in den Aufbau
des Besoldungswescns gebracht hätten . ES ist ein
durchaus unerfreulicher Zustand , daß init der Schaffungder jetzigen Besoldungsregelung im Reiche gleichzeitig der Be¬
schluß gefaßt werden mußte, in einer sofort aufzunehmende
Nachprüfung der Besoldungsordnung einzntreten , um die offen¬
sichtlichen sozialen Unebenheiten zu beseitigen, die jetzt darin
enthalten sind . Damit ist die ständige Ruhelosigkeit zum Priu -
- ip erhoben. Da eine Schlechterstellung der badischen Beamten
gegenüber den Reichsbeamten vermieden werden muß und im

übrigen eine Nachprüfung der Besoldungsordnung in
Bälde zu erwarten ist, sind in dem badischen Entwurf trotz
der Bedenken der Regierung die Sätze für die Reichsbeamten
ausgenommen worden. Rur bei den Einzelgehältern sollen, wie
bisher, weniger hohe Beträge gegeben werden.

Nach der neuen Besoldungsordnung beträgt der OrtSzuschlag
bei einem Grundgehalt bis 11500 M . in Klaffe / c 3200
8 2400 M ., O 2000 M ., V 1600 M., 8 1200 M ., bei einem
Grundgehalt über 11500 M. bis 12700 M . in Klaffe 4000
Mark, 8 3000 M ., O 2500 M ., V 2000 M ., 8 1500 M ., bei
einem Grundgehalt über 12 700 M . bis 15 200 M . in Klaffe ^
4800 M -, 8 3600 M ., O 3000 M ., v 240» M ., 8 1800 M ., bei
einem Grundgehalt über 15200 M . bis 16 900 M . in Klaffe K
5600 M., 8 4200 M ., O 3500 M ., v 2800 M>, 8 2100 M ., bei
eine«, Grundgehalt über 16 900 M . bis 25 500 M . in Klasse
6400 M ., 6 4800 M ., O 4000 M .pV 3200 M ., 8 2400 M .,
bei einem Grundgehalt über 25 500 M . bis 38 000 M . in Klasse
^ 7200 M ., 8 5400 O 4500 v 3600 M ., 8 2700 M .,
bei einem Grundgehalt über 38 000 M. in Klaffe ^ 8000 M .,
8 6000 M ., O 5000 M ., ,0 4000 M ., 8 3000 M.

Danach ist der Ortszuschlag gegenüber den geltenden Sät¬
zen erhöht worden, und zwar in den höheren Ortsklaffen etwas
Mehr als in den niedrigeren . Die Spannung zwischen den
Dienstbezügen in den einzelnen Ortsklassen vergrößert sich da¬
durch nicht, da an Stelle des nach Ortsklaffen gestaffelten
Teuerungszuschlages ein verhältnismäßig gleicher Teuerungs¬
zuschlag für alle Ortsklaffen treten soll.

Die Kinderzuschläge sollen nach dem Entwurf in allen Orts¬
klassen monatlich, einschließlich Teuerungszuschlag für Kinder
bis zu 6 Jahren , 180 M ., für Kinder zwischen 6 und 14 Jahren
210 M ., für Kinder zwischen 14 und 21 Jahren 300 M . be¬
tragen .

Mit Wirkung vom 1 . Oktober 1921, an welchem Tage daS
vorliegende Gesetz in Kraft treten soll, beträgt der Teuerungs¬
zuschlag zu dem Grundgehalt , der Grundvergütung , dem Orts¬
zuschlag und den Kinderzuschlägen der planmäßigen und
außerplanmäßigen Beamten 20 Prozent .

Der aus der Besoldungsvorlage sich ergebende jährliche
Mehraufwand wird für Baden unter Zugrundelegung eines
20prozentigen Teuerungszuschlages schätzungsweise betragen :
1 . für die planmäßigen Beamten u . Lehrer rd. 238 Mill . M .
2. für de außerplanmäßigen Beamten rund 37Z Mill . M .
3. für die zur Ruhe gesetzten Beamten rund 28,7 Mill . M .
4 . für die Hinterbliebenen von Beamten 15F Mill . M .

zusammen 319H Mill . M.
Entsprechend diesen Zuwendungen werden sich auch die Be¬

züge der nach dem Teiltarifvertrag entlohnten Angestellten um
einig« Millionen Mark erhöhen.

Der Mehraufwand , der den Ländern durch die Erhöhung der
Teuerungsbezüge infolge de :. , eeicvs esctzes vom 22 . Januar
1921 entstanden ist, wurde auf die Reichskasse übernommen
und ist den Ländern für die Zeit vom 1 . Januar bis 31 . De¬
zember 1921 bereits ersetzt . Auch den durch die letzte Erhöhung
der Teuerungszulagen — Reichsgesetz vom 12. Oktober 1921 —
wird das Reich übernehmen . Bei den jetzigen Beratungen des
ReichsrateS wurde auf Anfrage Badens ausdrücklich nochmals
festgcstellt , daß die bisherige Ersatzleistung des Reiches an die
Länder für die Erhöhung des Teuerungszuschlages aufrecht - ,
erhalten bleibe.

Im Artikel 4 der Besoldungsvorlage wird bestimmt : daß mit
Wirkung vom 1 . Oktober 1921 agch die Bezüge der Ruhgehalts -
empfänger und Hinterbliebenen neu zu regeln sind . Zu diesem
Zweck ist das Pensionsergänzungsgeseh vom 2 . März 1921 auf
die zum 1 . Oktober in Kraft tretende neue Besoldungsrege¬
lung sinngemäß anzuwenden. Wegen der zu treffenden An-
deruNgen des Penfionsergänzungsgesetzes wird dem Landtag
eine besondere Vorlage zugehen.

Nach den Erklärungen der Reichsregierung im Reichsrat ist
das Reich bereit, zunächst für die Rechnungsjahre 1921 und 22
den einzelnen Ländern , soweit ihnen die für die BesoldungS-
aufbefferung erforderlichen Beträge nicht anderweitig zur Ver¬
fügung stehen , Vorschüsse in Höhe des Mehrbedarfs für Besol¬
dungszwecke schon jetzt in Anrechnung auf die später zu er¬
wartenden Mehreinnahmen an Überweisungssteuern viertel¬
jährlich im Voraus zur Verfügung zu stellen .

"
Was die Mehrbelastung der Gemeinden (Gemeindeverbände )

durch die Besoldungsaufbefferung betrifft , so ist es zunächst
Sache der Länder , den Gemeinden, die nicht imstande sind, die
ihnen aus der Neuregelung der Beamtengehälter erwachsenden
Mehrkosten selbst zu tragen , die erforderlichen Vorschüsse zu
leisten.

DevisenbescbEung aus dein
Nuhenbsndel.

Man schreibt uns :
Welchen Erfolg auch die zwischen Industrie und Reich«,

regierung schwebenden Kreditvechandlungen haben werden —
es besteht angesichts unseres Finanzelends und der dringen«den Reparationsverpflichtungen die zwingende Notwendig¬keit, auf dem Wege der Warenausfuhr hochwertige Ausland «»devisen nach Deutschland zu bringen und diese Devisen zurVerfügung der Reichsbant für Zahlungen an die Entente
zu stellen . Für das Reichswirtschaftsministerium, die Reichs¬bank und die Organe unserer Außenhandelskontrolle entsta ^ jnun die Frage : Sollen Devisen-Hereinnahme und Devise»»Erfassung im Wege gesetzlichen Zwanges erfolgen oder unteyZuhilfenahme der für die Außenhandelskontrolle eingerichtete»Selbstverwaltungskörper (Außenhandelsstellen) ?

Es ist von Interesse , den Erwägungen nachzugshen, vo»denen sich die maßgebenden Stellen bei - er Entscheidung die-fer viel erörterten Frage leiten ließen. Ein zentral ange -ordneter behördlicher Zwang der Devisenablieferung würdenur schematisch wirken Hünen : er könnte weder die speztek-len Etnfuhrbedürfniffe der einzelnen Firmen und Gewerbegebührend berücksichtigen , noch könnte er besonders gelagerte «Verhältnissen ausreichend Rechnung tragen , die im EinzelfallAusnahmen von der Regel - er Fakturierung in Auslands -Wahrung und der Devisenablieferung erforderlich machen.Es sei weiter auf die noch bestehenden Ausfuhrfreilisten hin -gewiesen , auf die Schwierigkeiten der Kontrolle im besetzte»Gebiet , auf die besondere Lage valutaschwacher Länder , außdie im Einzelfall einmal mögliche und wünschenswerte Rück -
stcht auf den Markbesitz eines kaufenden Ausländers usw . —-
also Umstände, die für die einzelnen Gewerbezweige verschie-den wirken können und die daber von organisch in die Wirt -
schast eingebauten Selkftverwaltungskörpern , wie den Außen -
handelsstellen , sehr viel besser beurteilt werden können, al»das ein unmittelbarer behördlicher Zwang vermöchte .

deutsche Wirtschaft ( Fakturierung in Auslandswährung ) und
^15 Zuführung an die Zentralstellen zu Reparationszwecken
(Devisenablieferung ) ist daher auf anderen Wegen verfolgt ,worden . In der Presse, in Rundschreiben und Merkblätter » '
wurde seitens des Reichskommiffars für Ein - und Ausfuhr¬bewilligung , seitens der Außenhandelsstellen, der Reichsbcknkund der Privatbanken die Exportindustrie auf die zwingend«Notwendigkeit vermehrter Fakturierung in Auslandswährung
Angewiesen . Daneben wurden im Zusammenwirken von-Rerchsbank und Privatbanken günstige Bedingungen für dieVerwertung der den deutschen Exporteuren zufließenden De«Visen und zustehcnden Auslandsforderungen geschaffen , so«fern diese Werte für ReparationSzwccke zur Verfügung ge-stellt werden . Insbesondere sind die Außenhandelsstelle» auldiesem Gebiet tätig geivesen und haben in Besprechungen mitihren Ausschußmitgliedern die Frage der Devisenbeschaffungaus dem Außenhandel und ihrer Nutzbarmachung für da»Reich eingehend erörtert . Das Ergebnis aller dieser Be-muhungen ist erfreulich : die meisten Exportindustrien habenbe,chlossen . nach Ländern mit hochwertiger Valuta grundsätzlichalle Ausfuhrgeschäfte in Auslandswährung abzuschließen,auf diesem Wege Devisen in hochwertiger Valuta zu beschaf¬
fen und einen gewissen Prozentsatz von ihnen zur Verfügungder Rerchsbank zu stellen . Die bei den einzelnen Zweige«der Industrie vorgesehene Regelung ist nicht einheitlich , kan»aber auch aus den eingangs angeführten Gründen , die einer !
zwangsmaßigen Behandlung entgegenstehen , nicht schematischsein . Denn einzelne Gewerbegruppen brauchen einen grö-
ßeren , die anderen nur einen kleineren Teil der ihnen au » ,der Ausfuhr anfallenden Devisen im eigenen Geschäft , umden Betrieb fortsetzen bezw . neue Rohmaterialien aus dem ,Ausland beziehen zu können. Soviel ist jedenfalls aus der
Stellungnahme der Außenhandelsstellen ersichtlich, daß die '
Anregungen der berufenen amtlichen Stellen zur Erlangung '
und Bereitstellung von Devisen durchaus Erfolg gehabt haben .Der Vorgang belegt im übrigen die der Außenhandelskontrolleunter den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen zukommend«
Bedeutung und läßt erkennen, daß den bei jeder Konjunktur -
anderung wieder laut werdenden Einzelwünschen nach freie« '
Exporthandel im allgemeinen Interesse nur mit Zurückhal-tung begegnet werden darf . Denn ohne daS Bestehen einer
Ausfuhrkontrolle würde die Durchführung einer Maßnahmevon der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Devisenerfassung
sich als unmöglich erweisen.

Lin neuer Nngrikk gut die
deutscsie ökkentlicke Meinung.

(Von unserem 8 .-Mitarbeiter .)
Das letzte Jahr hat in Deutschland einen Ausverkauf der

Organe der öffentlichen Meinung an finanzkräftige reaktionäre ,
Kreise gezeitigt, an dessen Folgen Deutschland noch schwer zu

'
tragen haben wird . Eine freiheitliche Zeitung nach der ande» .
ren wanderte den . Weg allen Fleisches "

, was bei einer deut¬
schen Zeitung , so viel bedeutet, als Verkauf an StinneS oder
noch weiter rechts stehende Kreise . Die Wirkungen zeigen sich
heute schon . Man kann von einem an sich politisch nicht an das
selbständige Denken gewöhnten Volk kaum verlangen, daß cs
sich unbeeinflußt hält von dem , was ihm jeden Tag immer wie- '
der vorgepredigt ttprd. Erst der Zusammenbruch dieses neuen
. Alten Systems "

, der unweigerlich kommen wird, wird dem
Herrischen Volk die Augen öffnen. Aber da wird es wieder ein»
Mal zu spät sein.



-Nicht genug , daß Zeitungen . Korrespondenzen « nd Zeitschrift
ton von reaktionärer Sekte gewonnen wurden , nun beginnt
StinneS , wohl vertraut ' mit allen Manieren , die Öffentlichkeit
zu beeinflussen , seinen gefährlichsten Vorstoß . Er beteiligt sich
einstweilen mit 25 Millionen Mark an der deutsche « Filmindu¬
strie « nd plant mit etwa 158 Millionen in Potsdam eine Ge¬
sellschaft zu gründen , die allmählich undere Gesellschaften in
sich aufnimmt und den Anfang der Monopolisierung deö deut¬
schen FimlS wird . Schon hat ein Organ von Stinnes nicht ebe»
klug aber brutal im Gefühl der hinter ihr stehenden
Macht , verkündet , daß die Beherrschung der Filmliteratur eine
enorme Wirksamkeit verspricht . Man will die Unterhaltungs¬
stücke nicht gerade abschaffcn , aber doch nur dann 'zulaffen , wenn
sie ein „nationales " Motiv enthalten . DaS Schwergewicht der
Filmdarstellung aber soll auf das historische Drama gelegt wer¬
den . Man kann sich unschwer vorstellen , wie auf diese Weise
mit Hilfe von Lauff -Wftdenbruch und heutigen Nachfolgern
in Reaktion . Militarismus und Monarchismus , denn das alles
der steckt sich hinter dem schönen Wort „National "

, gemacht
werden kann und gemacht werden wird . Es wird hier dH gei¬
stige Unterjochung des Volkes , soweit sie durch das Vereins¬
ieben und durch die Presse noch nicht ganz gelingt , restlos vol¬
lendet .

Wer noch einen Zweifel darüber hat , daß dem so ist . wird
sich doch vielleicht ernste Gedanken machen , daß Ludendorff
ein Zensoramt zur Prüfung der Manuskripte bei StinneS
angenommen hat . Ist Deutschland nicht das Land der unbe¬
grenzten Möglichkeiten ? Es ist nicht daran zu zweifeln , daß
mit der Tätigkeit Ludendorffs die künstlerische Bewertung des
Films aufhört und die politische beginnt . Und ein so großer
Banause Ludendorff auch in allen künstlerischen Dingen ist ,
seine innerpolitische Filmoffensive wird ihm sicher besser ge¬
ringen , als seine strategischen Offensten im Kriege , Er wird
reichlich Gelegenheit haben , seinen vollendeten Mangel an so¬
zialem Verständnis darzulegen , was aber weiter nichts be¬
deutet . Es bandelt fick ja nur um einen Teil der geistigen
Aukunft des deutschen Volkes .

Politische Neuigkeiten .
L !e Ikonkerenz in Miasblngton .

Über die Erklärungen BriandS berichtet Havas noch : Briand
teilte nicht die Überraschung Balfours bezüglich des Hughes -
schen Vorschlages , denn er sei , als er nach Washington gekom¬
men sei , sicher gewesen ; daß die Vereinigten Staaten nicht eine
so ernste Initiative ergriffen hätten ohne einen feststehenden
Plan . „Wir haben nicht das Recht "

, so fuhr er fort , „die: Völ ,
ker einen endgültigen Frieden erhoffen zu lassen , wenn wir
nicht entschlossen sind , alle möglichen Mittel zur Verwirklichung
dieser Hoffnungen ins Werk zu setzen. Wir stehen hinter
Hughes auf dem Wege , den er in der Konferenz gewiesen hat .
Wenn Schwierigkeueri auftauchen sollten und dazu zwingen
würden , Seitenwege einzujchlagen , so würden die, französi¬
schen Delegierten ihre Bemühungen vereinigen mit allen den¬
jenigen . die guten Willens seien , um auf den geraden Weg
zurückzukehrcn . Frankreich sei an dem Flottenproblem nicht
unbeteiligt ; die gegenwärtige Debatte sei keine Budgetangele¬
genheit , sondern « ne höhere Debatte . Es handle sich darum ,
zu wissen , ob die Völker sich verständigen könnten , um die
Schrecken des Krieges zu vermeiden . Als das Problem der
Abrüstung zu Lande auf die Tagesordnung gesetzt worden sei,
habe Frankreich nicht gezögert , seine Zustimmung zu geben .
Wenn diese für Frankreich äußerst ernste Frage aufgerollt
werde , wenn man die Öffentlichkeit von der Hal¬
tung Frankreichs unterrichtet haben werde , sei er
sicher, daß sie in gerechtem Sinne anerkennen werde ,
daß Frankreich seine ihm gerade genügende Armee ohne
Hintergedanken behalte . Diese Stunde werde kommen ."

Hughes antwortete , er sei sicher, daß ein Abkommen zur Ein¬
schränkung der Rüstungen , durch das ein Offensivkrieg zur See
unmöglich gemacht werde , auf der Konferenz entstehen werde .

Gegen die Entstaatlichung der Eisen¬
bahnen .

Gestern ! fand im Zirkus Busch in Berlin eine vom deutschen
Eisenbahnerverband veranstaltete Protestversammlung statt
gegen den Plan einer Umwandlung der Reichseisenbahnen in
einen privatwirtschaftlichen Betrieb . Nach einem längeren Re¬

ferat des Vorstandes der Ortsverwaltung Berlin nahm di? von
Tausenden von Eisenbahnern besuchte Versammlung einstim¬
mig eine Entschließung an , in der gegen die verlangte Auslie¬

ferung der deutschen Eisenbahnen an die Privatst,dustrie prote¬
stiert und erklärt wird , daß die Versammlung entschlossen sei,
bei eventueller Durchführung dieses Planes des Reichsoerban¬
des der Jnduststrie sofort in einen Generalstreik zu treten .
Die Resolution fordert weiter die Erfassung der Gold » und

Silbersachwerte .

Danns Jobst - Abend im Tbeaterkultur ?
verband .

Der Vortragszyklus von Werken der neuesten dramatischen
Literatur , den der Theaterkulturverband in sein diesjähriges
Winterprogramm ausgenommen hat , wurde am Dienstag mit
Hanns Johfts „ Der Einsame

" eröffnet . In einem kurzen
einführenden Vortrag umritz Prof . Dr . Holl zunächst in

scharfen Linien das Wesen des Expressionismus , um dann in

feinsinniger kritischer Weise auf den Dichter des Abends und

sein
'
Drama eines Merkschenunterganges einzugehen . Iahst

hat hier kein Drama im schulmätzigen Sinne geschaffen , er
gibt vielmehr , nach Strindbergs Vorbild , in einer Folge von
9 Einzelbildern den tragischen Ausgang des künstlerischen und

menschlichen Lebens des Dichters Grabbe . Bei aller dichte¬
rischen Schönheit einzelner Bilder fehlt Hanns Johst doch die

zusammenballende Kraft Strindbergs , um aus dieser Szenen¬
folge ein in sich geschloffenes Bühnenwerk zu schaffen . Die
ausgezeichnete Wiedergabe , die das Drama durch die Rezitation
von Frl . Martha Möller erfuhr , ließ diesem Schwäche aller¬
dings nicht so deutlich in die Erscheinung treten . In der ju¬
gendlichen Heroine unseres Landestheaters lernte man dabei
eine Vortragskünstlerin von starker Begabung kennen . Zu
dem Rezitationsabend hatten sich gegen 100 Zuhörer rstige -
funden , die der Vortragenden durch herzlichen Beifall dankten .

—r .

Vilderbncbbimmel .
Von Ludwig Finckh .

Wer Kinder in allen Aftern hat , der ist Sachverständiger
für Bilderbücher . Rupprecht klopft an . Da will ich helfest , ihm
seinen Sack zu füllen . Denn der alte Christkindknecht weiß
selber manchmal nicht recht , was heute gut and nach unserem
Herzen ist, und ob er nicht auf seine alten Tage noch expressio¬
nistisch werden soll. Seit einem Jahre ist unter die Heraus -

Lin Arbeitnehmer -Programm .
- Die Vorstände de» Allz«« «t »e« Deutsche « Gewerkschafts .
bundeS und des Afa -Bundes, die schon vor einigen Tagen ge¬
gen die vom Reichsverband der Deutschen Industrie in der Frage
der Kredithilfe gefaßten Beschlüsse schärfsten Protest eingelegt
haben , find bei ihren weiteren Beratungen zu dem Standpunkt
gelangt , baß bei dem wachsenden -Finanzelend des Reiches und
der damit verbundenen unerträglichen Teuer « «, aller Lebens¬
mittel und Bedarfsartikel von der Reichsregierung nunmehr
unverzüglich ein gesetzgeberischer Eingriff verlangt werden
müsse .

„Unbeschadet ihrer grundsätzlichen Auffassung " — so heißt
eS im Beschluß — „daß die zu lösende Aufgabe nicht lediglich
ein Steuer -, sondern vor allem ein Wirtschaft - » « nd Praduk .
tiensproblem ist , halten die Gewerkschaften angesichts der fort¬
schreitenden Geldentwertung eine grundsäßliche Neuordnung
für unumgänglich notwendig . Es kommt vor allem darauf an ,
zum Zwecke der Sanierung der vom Zusammenbruch bedrohten
Reichsfinanzen die Leistungsfähigkeit der seit Beendigung des
Krieges wiedererstarkten Privatwirtschaft in notwendigem
Maße anzuspannen . Die Stillegung der Notenpresse , die als
Voraussetzung für jede Gesundung der Reichsfinanzen ange¬
sehen werden muh , kann nur erreicht werden , wenn bei der be¬
vorstehenden Steuerreform die Wirtschaft in den Dienst des
Staates gestellt wird . Die Erfüllung der Wiedergutmachungs¬
leistungen an die Entente macht es der Regierung zur Pflicht ,
die Wirtschaftlichkeit der Reichsbetriebe einer Nachprüfung zu
unterziehen . Unter unbedingter Ablehnung aller Versuche einer
Überführung der Eisenbahnen oder anderer Reichsbetriebe in
Privatbesitz wird vorgeschlagen , die im Besitz des Reiches be¬
findlichen wirtschaftlichen Unternehmungen von ihrer heutigen
bürokratischen Bevormundung zu befreien und durch Soziali¬
sierung wirtschaftlich zu gestalten . Gegen die Ausbeutung der
Reichseisenbahnen durch Privatkapitalisten müssen im Eisen¬
bahnfinanzgesetz Sicherungen vorgesehen werden .

Von diesen Erwägungen ausgehnd , fordern die Vorstände
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Afa -
Bundes von der Reichsregieruag und dein Reichstag zur Er¬
füllung der Wiedergutmachungsleistungen und zum Ausgleich
des inneren . Haushaits des Reiches die beschleunigte Beschluß¬
fassung über folgende gesetzgeberische Maßnahmen :

1 . Beteiligung des Reiches an den Sachwerten . Die Aktien¬
gesellschaften haben 25 Prozent ihres Aktienkapitals auf das
Reich zu übertragen . Die kleineren gewerblichen Unterneh¬
mungen und die Landwirtschaft sind durch eine Steuer , deren
Erträgnisse der Veränderung des Geldwertes anzupassen sind ,
in gleicher Höhe zu belasten . — 2. Sozialisierung des Kohlen¬
bergbaues zur Erhöhung der Kreditfähigkeit des Reiches . —
3. Neuordnung der Berkehrsunternehmungen mit dem Ziele ,
sie in kürzester Frist wirtschaftlich zu gestalten . — 4 . Schärfste
Erfassung der Exportdevisen durch Ausbau der Außenhandels¬
kontrolle , 5. Beschränkung der Einfuhr , auf das Lebensnot¬
wendige . — 6 . Erhöhung der Ausfuhrabgabe bis " zur völligen
Erfassung der Valutagewinne . — 7. Beschleunigte Einziehung
des Reichsnotopfers . — 8 . Sofortige Einziehung der bisherigen
Steuern , insbesondere der Einkommensteuer . Die Steuerpflich¬
tigen müssen veran .aßt werden , den Betrag ihrer eigenen Ver¬
anlagung sofort an die Finanzämter abzuliefern . Bleibt diese
Zahlung bis zu 26 Prozent hinter ihrer Einkommensteuerpflicht
zurück , so baben sie nach der definitiven Veranlagungsentschei -
düng des Finanzamtes den Rest mit 5 Prozent Zinsen abzu¬
führen ; ist die Selbstveranlagung stärker hinter diesem Be¬
trage zurückgeblieben , so haben sie für diese Summe «ine Ver¬
zinsung von 80 Prozent zu zahlen . Die Umsatzsteuer ist von
den Steuerpflichtigen in monatlichen Abschlagszahlungen ab -
zusühren . — 9. Schärfste Besteuerung der durch Devisen - und
Effektengeschäfte erzielten Gewinne . — 10. Kontrolle der Pri¬
vatwirtschaftlichen Monopole .

Die Vorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts¬
bundes und des Afa -BundeS rufen alle organisierten Arbeiter
und Angestellten sowie die zentralen und örtlichen Organisa¬
tionen der freien Gewerkschaften auf , mit allem Nachdruck für
dieses , Mindestprogramm einzutreten und für seine Durch¬
führung ihre ganze organisatorische Kraft zu entfalten .

"

Die wirtschaftliche Notlage der Hrriegs-
opter .

Dieser Tage fand beim Reichspräsidenten unter dessen Vor¬
sitz in Anwesenheit des ReichsarbeitSministcrs u . des Vertreters
des Reichskanzlers eine Besprechung mit den Vertretern der
Spitzenorganisationen der Kriegsbeschädigten und Kriegshin¬
terbliebenen statt , bei der die Vertreter der Organisationen ,
die durch die Teuerung hervorgerufene wirtschaftliche Notlage
der Kriegsopfer schilderten und Maßnahme zu deren Abhilfe
besprachen . Im Vordergründe der Verhandlungen stand die
Gewährung einer Kinderbeihilfe , die Erhöhung der Teuerungs¬
zulagen und die grundsätzliche Stellungnahme zu den Forde -
rungen der Organisationen auf sofortige Reform des Neichsver -
sorgungsgesetzes . Der Reichspräsident und der Reichsarbeits -

minister sagten sofortige Beratung der ««tweudlgen Maßnah¬
me » zu . Bereits am 21. und 2L d. Mt », finden weitere Ver -
Handlungen unter persönlicher -Leitung d«S -Reichsarbeitsmini » -
sterS mit den Spitzenorganisationen der Kriegsopfer im Reichs¬
arbeitsministerium statt .

Der « eicbsbausbaitsetat lS2l .
Dem Reichsrat ist, der „Deutschen Allgemeinen Zeitung " zu¬

folge , der Reichshaushaltsplan für 1921 - » gegangen . Hiernach
find Lie Reichsausgaben einschließlich der Fehlbeträge der Be -
triebsverwaltungen im außerordentlichen Haushalt mit
114 291 Millionen Mark » im ordentlichen Haushalt mit 87473
Millionen Mart veranschlagt , so daß sich der gesamte Aus -
aabenbedarf aus 181782 Millionen Mark beziffert . Dem
stehen an Einnahmen gegenüber im außerordentlichen Haus¬
halt 10500 Millionen Mark , im ordentlichen Haushalt 81228
Millionen MIark, insgesamt also 71 728 Millionen Mark . Es
kckeibt also die Summe von 110835 Millionen Mark ungedeckt
und muß durch Anleihen beschafft werden .

Danzig und Gberscblesien .
Tie Entscheidung der Botschafterkonferenz über Oberschlesien

trifft n. « . Bestimmungen über die Ausfuhr von Kohlen und
Gr « benerzengn, «srn aus Oberschlesien . Da die freie Stadt
Daujig an den in dieser Beziehung zwischen dem Deutschen
Reich und Polen zu führenden Verhandlungen ganz besonder »
interessiert ist, ersuchte der Senat durch eine Rote vom 9 . No¬
vember die Regierung der Republik Polen :

n) gemäß Art . 2 der Danzig -polnischen Konventton vom
9 . November 1920 die freie Stadt Danzig bei den Verhand¬
lungen mit den « Deutschen Reich bezüglich der Belieferung der
freien Stadt mit Kohlen und Grubenerzeugniffen zu vertreten ,

d ) bei diesen Verhandlungen auf die Bestimmungen de»
Teiles 8 des AuSführungs - und ErgänzungsaokommenS vom
24 . Oktober 1920, betreffend die Versorgung der freien Stadt
mit Brenn - und Rohstoffen , Rücksicht zu nehmen ,

c) vor Abschluß des Vertrages gemäß Artikel 6 der Danzig¬
polnischen Konvention vom 9 . November 1920 eine Beratung
mit dem Senat Danzigs vorzunehmen ,

ä ) dasselbe bezüglich eines etwaigen - wischen Pillen und dem
Deutschen Reiche abzuschließenden allgemeinen Wirtschaftsab¬
kommens zu tun .

Ikurze polit . Nackrichten.
* Das neue Amt Gradnauer Amtlich wird aus Dresden ge .

meidet : Der bisherige Reichsminister des Innern und frühere
sächsische Ministerpräsident Dr . Georg Gradnauer , ist anstelle
des in den Reichsdienst übergetretenen Gesandten Dr . Koch
zum außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Mini¬
ster in Berlin ernannt worden .

Radiscke Illebersickt.
Däcbste Ikrammersitzung erst am Montag .

Die Beratung der Besoldungsfrage im Haushaltsausschuh
erfordert auch eine Stellungnahme der Fraktionen des Land¬

tages . Diese wäre unmöglich gewesen , wenn heute der Haus .

Haltsausschutz , morgen das Plenum sich, mit der Vorlage zu
befassen gehabt hätte . Zudem ist auch die Regierungsbildung
vorzunehmen . Deshalb hat man die öffentliche Sitzung , dis

für Freitag geplant war , abgesetzt und auf nächsten Montag
eine Plenarversammlung einberufen . Ihre Tagesordnung ist
sehr »sichtiger Natur , denn sie lautet :

1 . Wahl der Minister , des Staatspräsidenten und seines
Stellvertreters sowie der Staatsräte (8 LP der Verfassung ) .

2 . Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses und Bera¬

tung über den Gesetzentwurf über - die Änderung des Besol¬
dungsgesetzes vom 22 . März und 29. Juli 1921 und des Ge¬

setzes über die Regelung des Staatshaushalts für die Jahre
1920 und 1921 (Drucksache Nr . 19) , Berichterstatter Abg . Dr .
Baumgartner .

3 . Mündlicher Bericht des Gcschäftsordnungsausschuffes und

Beratung über den Vertrag wegen Herstellung der Druckarbei¬
ten für die Ländtagsperiode 1921/25 .

V2 . Die Deutschnatioimle Fraktion hat Förmliche Anfragen
gestellt , die sich gegen die Auswüchse im Hausier - und Wander¬
gewerbe und gegen den Plan einer Zwangshypothek richten .
Ferner wird die völlige Aufhebung der Zwangswirtschaft ver¬
langt .

geber guter Bilderbücher «in neuer Verarg getreten , der nahe
daran ist , alles andere in den Schatten zu stellen und sich zu
dem deutschen Bilderbuchverlag zu entwickeln . Es ist Ger¬
hard Stalling in Oldenburg mit seinen neuen „Nürn¬

berger Bilderbüchern
"

; man mutz sich merken : der Mann , der
die Sache macht , heißt Charles Dieck . Das wesentliche ist ,
- aß er in Fortführung bewährter Überlieferung , nebe Bahnen
wandelt . Ich kenne von ihm das Buch : „Woraus wird
alles gemacht , was wir zum täglichen Leb « n

gebrauchen ? (Preis 22 M . ) .
'

Da ist einmal , ohne aufdring¬
liche Lehrhaftigkeit , die Abstammung und Lebenslinie des

Kaffees , des Tees . Kakaos , der Butter , vom Bier , Wein und
anderen schmackhaften Dingen , dem Kindergemüt nahe ge¬
bucht , in Farben und Fersen . Karl Großmann und Adorf
Holst haben sich dazu vereinigt . — Und nun ist ein Buch her¬
ausgekommen , das in seiner Originalität unerreicht ist. Es ist
das „Nürnberger Puppenstuben - Spielbuch

"

von Else Wenz - Vietor . (2 . verbessert « Auflage 70 M . ) .
Ich kann ihm schlechthin nichts an die Seite stellen . Auf star¬
ken Pappseiten sind die sämtlichen Stuben eines Hauses ab¬

gebildet ; die Schränke und Kästen sind zum öffnen eingerichtet ,
auf Stühle nd Bänke lassen sich Menschlein hinsetzen , auf den
Tisch in die Betten , was hineingehört , alles aus bunter Pappe .
Es soll zwar nur für Mädchen von 3—13 Jahren sein ; aber
ich alter Esel habe noch meine Helle Freude dran .

Nun hat der Verlag eine Reihe Volks - und Jugendbücher
abgebrochen , unter dem Obernamen : „Der Blumengar¬
ten . Als Bearbeiter nennt sich Mil . Vesper , ein Kundi¬

ger , der schon allein die Trefflichkeit verbürgt . Da ist der alte

unsterbliche Don Ouixote , der bei uns in den Kinderstuben
— und auch 16jährige sind noch Kinder — viel zu wenig gefun¬
den wird . Ich ghrube , das liegt daran , daß die richtige Aus¬

gabe bis jetzt gefehlt hat , und ich glaube , daß dieser „ Vesper "-

Ouixote mit den 120 farbigen Federzeichnungen von HanS
Pape , die richtige deutsche Ausgabe endlich ist . Er kostet 28 M .
Vesper hat dann einen eigenen Band „Gute Geister " bei »

> gesteuert (mit 87 Federzeinchungen von Hertha ». Gumppen -

berg ), Preis 20 M .. Märchen , Gleichnisse und Le .

gen den , bei dem es einem gleich auf jede Art warm und

wohl wird wie es der Schwabe mit dem Worte „heimelig " aus¬
drückt . — Der 3 . Bsind dieser Sammlung , „Die Nibelun¬
gensage

"
, neuerzählt von Will Vesper mit den markigen

Federzeichnungen von Vogenauer (Preis 23 M . ), setzt an die
Stelle der durch Schule und Schurmeister klanglos gewordenen
Nibelungenbücher das neue unserem heutigen Empfinden ent¬

sprungene Werk des Dichters , der aus Saft und Kraft de»

Urstoffes geschöpft hat .

Badisches LandeStheater . Man schreibt uns aus der Theater ,

kanzlei : Für die Neuinszenierung des «Kaufmann von Vene¬

dig " von Shakespeare der am Samstag , den 19 . November , zur
ersten Wiederaufführung nach mehrjähriger Pause kommt , was
der Gedanke maßgebend , dem Lustspiel unter möglichster Ver -

meidung der bisher gewöhnlich aus technischen Gründen gebo¬
tenen , herkömmlichen Umstellung und Zusammenlegung von

Szenen seine Originalgestalt zu wahren , ohne den schnellen
Ablauf der Handlung daduch zu hemmen . MS auf zwei Sze¬
nen erscheinen nun alle übrigen in ihrer ursprünglichen Folge «
wobei angestrebt ist, durch zweckmäßige dekorativ - technische Ein¬

richtung die Verwandlungen auf die kürzeste Dauer zu be¬

schränken .
Im Besitz ihrer alten Rollen verbleiben Melanie Ermarth

als Portia , Felix Baumbach als Syköck, Fritz Herz als Marokko «
Paul Gemmeke und Paul Müller als alter und junger Gobbo .

In den übrigen Hauptrollen find neu Adele Creutznach als Jes -

fika, Karla Gerl als Nerifla , Robert Bürkner als Antonio ,
Stephan Dahlen als Baffanio , Hubert Endlein als Graziano ,
Robert Fitz als Arragon , Otto Kienscherf als Doge , Ludwig

Lnger als Lorenzo , Hermann Brand als Tubal . — Die Spiel¬

leitung hat der Intendant . Die Bühnenbilder wurden in»

Sinne der Regie von Emil Burkard eingerichtet , die Kostümss
» n Margarete Schellenberg ausgewählt . — Die Vorstellung
beginnt um sieben Uhr .



Gegen Sckieeer und Mucderer .
Die PteAeabterlrmg der badischen Regierung teilt mit : Schi«,

fer u .!d Wucherer beuten zur Zeit mehr denn fe L >s Volk auS.
In Verbrecher ' scher Habgier benutzen sie die Not oe : Volk -:P >.^
l»r >>en . um sich durch Preistreiberei und verbotene Aucfubr
scham'os zu bereichern. Das Volk verlangt m t Recht die
rücksichtslose Bekämpfung dieser Schädlinge am Volkskörper.
ES ist darum ernste Pflicht der Strafversolgungsbeliörden, . h.'er
rasch und tatkräftig einzugreifen . Die Verordnung , gegen
Preistreiberei vom 8. Mai 1818 Mit den durch das Gesetz vom
18. Dezember 1820 verschärften Strafen gegen Preisireckerei
«nd verbotene Ausfuhr lebenswichtiger Gegenstands sonne die
Wuchergerichtsverordnung vom 27. November 1919 mit ihren
Ichwereri Strafandrohungen geben die Möglichkeit der Herbei,
führung rascher und strenger Sühn ? .

Durch eine Verfügung des GeneralstaotLanwa '.ts find die
Staatsanwaltschaften angewiesen worden , in enger Fühlung
mit den örtlichen. Polizeibehörden und PreisprüfungSstellen
Gesetzwidrigkeiten dieser Art, wo immer sie verlommeg , »ach.
drücklichsi zu verfolgen. Preistreibend wirkt vor allem un¬
nötiger Zwischenhandel und das übermäßig zunehmende Aus.
läuferwesen durch wirtschaftlich nicht gerechtfer'. gte Umsätze .
Für die Emscheidung der Frage , ob Preistreiberei dm liegt,
ist der Marktpreis nicht allein maßgebend, de : unter - Berück¬
sichtigung der gesamten Verhältnisse auch einen übermäßigen
Gewinn enthalten kann. Bietet die Höhe des geforderten
Preises Anlaß zu Bedenken, so wird durch tüchtige und erfah¬
rene Sachverständige klar gelegt werden , inwieweit die zu-
nehmende Geldentwertung trotz des früheren niedrigen Ech-
standspreises mit Rüstcht auf die Erhöhung der R' sikvvrSmie ,
auf den Betrag des Unternehmerlohns und die verändert « Fest¬
setzung des Hnternehmergewinns die Annäherung ^ an den
Marktpreis oder die Einhaltung des Marktprpeises selbst recht ,
fertigt . Belästigungen des reellen Handels werden tunlichst
Vermieden werden.

Wichtig ist , daß die Strafe der Tat unmittelbar auf dem
Fuße folgt. Die Staatsanwaltschaften werden daher , die Er¬
mittelungen auf das Wesentlichste beschränken und durch Be¬
antragung von Strafbefehlen oder in den geeigneten Köllen
auch Anklage vor dem Wuchergericht die Bestrafung der Schal -
Ligen besch-eunigt herbeisühren . Durch entsprechende Anträge
wird dafür Sorge getragen , daß auf die vorgesehenen Neben.
Fräsen und Nebenfolgen — auch soweit sie nicht zwingend vor-

eschrie-ben sind — rüsiehtslos erkannt wird Auf harte Frei -
eitsstrafen , dem gesunkenen Geldwert entsprechende hohe

Geldstrafen , Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, Unterfagükig
des Handels mit Gegenständen des täglichen Bedarfs , Ein -
Ziehung des übermäßigen Gewinns und der Gegenstände , auf
die sich die strafbare Handlung bezieht, nebst den bei der Tat
verwendeten Verpackungs- und Beförderungsmitteln sowie aus
öffentliche Bekanntgäbe der Verurteilung wird gewirkt. Die
Staatsanwaltschaften werden ferner darauf Bedacht nehmen,
daß die Art der Bekanntmachung möglichst wirksam wird.

Die Wucherbekämpfung durch die Strafverfolgungsbehörden
fetzt volkswirtschaftlichesVerständnis und eingehende Kenntnis
des Wirtschaftslebens voraus ; sie muß nach einheitlichen
Grundsätzen erfolgen, wenn sie wirksam und doch gerecht sein
soll . Es werden daher — soweit dies noch nicht der Fall ist —
Lei den größeren Staatsanwaltschaften besondere Wucherabtei-
lungen eingerichtet und bei den anderen Staatsanwaltschaften
die Wuchersachen in der Hand eines Staatsanwalts vereinigt
perden . >.

Verurteilung wegen Beleidigung badischer
Richter.

L .^ . Die „Chemnitzer Bolksftimme" hatte in ihrer Ausgabe
Vom 26 . Juli 1921 unter der Überschrift „Unerhörte Partei -
jnstiz" das Urteil des Landgerichts Karlsruhe besprochen , das
den hadischen LandesfiskuS zur Weiterzahlung des Gehalts an
den aus dem badischen Staatsdienst wegen Verweigerung des
Eides auf die neue Verfassung entlassenen Arnrmann Bau .
malin verurteilte , weil es zu dem Endergebnis kam , daß die
Dienstentlassung mangels der Einhaltung der gesetzlichen
Formvorschriften nicht gültig sei . Die Besprechung der „Chem¬
nitzer Vo . ksstiMme "

, die auch in andere Blätter übergegangen
ist . enthielt schwere Beleidigungen der an dem Urteclssvruch
dsteiligt n Richter.

Das Schöffengericht Chemnitz hat nun am 18. Oktober 1 ! >2l
aut Heu Strafantrag des badischen Justizmin ster ums den
verantwortlichen Schriftleiter der „ Chemnitzer Volksstimme" zu
der Ochsten nach dem Gesetz zulässigen Geldstrafe von 600 M . so-
loie zu den Kosten verurteilt und dem bad. Justizministerium
die Befugnis der Veröffentlichung in der „Chemn .tzer Volks-
stimme" zugesprochen . Das Gericht hat festgestellt, daß die in
dem Arnkel euchaltenen schwer beleidigenden Vorwurfs offen¬
sichtlich ohne jede Kenntnis von dem wirklichen Sachzusam¬
menhang und darum in frivolster Weise und mit der offen¬
baren Absicht der Verhetzung der Leser des Aufsatzes gegen das
Vcrufsri -chtertum erhoben worden sind . Von einer Gefängnis ,
strafe wurde lediglich mit Rücksicht daraus abg-sehea, daß der
Verantwortliche Schriftleiter weder wegen Beleidigung noch
sonst gerichtlich vorbestraft war .

Mttedereinkübrung der Sonntagsarbeit ?
Unter der Spitzmarke : „Die Wiedereinführung der Sonn¬

tagsarbeit im Handelsgewerbe " werden in der Öffentlichkeit
Nachrichten verbreitet , die geeignet sind, in die Reihen der
Werktätigen Bevölkerung, insbesondere in die Angestellten-
schichten Beunruhigung zu tragen . Es wird behauptet , daß
ein Gesetzentwurf in Vorbereitung sei, durch den die Sonn¬
tagsruhe im Handelsgewerbe, die jetzt grundsätzlich im ß 165t,
ber Gewerbeordnung (Fassung der Verordnung vom 5. Febr .
1819 ) vorgeschrieben ist, wieder abgeschafft werden soll. Diese
Darstellung trifft nicht zu . Nach der Gewerbeordnung ist zwar
die völlige Sonntagsruhe als Regel eingesührt , doch ist an zehn
Sonntagen , an denen besondere Verhältnisse einen erweiterten
Geschäftsverkehr erforderlich machen , mit behördlicher Geneh¬
migung eine Beschäftigung bis zu 8 Stunden , also jährlich
dis zu 80 Stunden zugelassen. Erwogen wird nur , hierin eine
Änderung eintreterv zu lassen, nüd zwar derart , daß an Stelle
einer höchstens zulässigen Beschäftigung an 10 Sonntagen
Du je 8 Stunden eine solche an 12 Sonntagen zu je 3 Stunden
Und 2 Sonntagen zu je 8 Stunden tritt . Die Gesamtzahl der
für den Verkauf zugelassenen Stunden würde dann höchstens
18 im Jahr betragen . Die 14 (12 und 2 ) Ausnahmesonntage
fallen aber nicht etwa gesetzlich vorgeschrieben, sondern nur von
den Verwaltungsbehörden nach strenger Prüfung des Bedürf¬
nisses , namentlich nach Anhörung der beteiligten Kreise (Be-
tufsvereinigungen ) , bewilligt werden . Dabei ist hauptsächlich
»n Gegenden mit Landkuudschaft bei weitläufiger Siedlungs -
Weise gedacht .

Am 7 . Oktober hat in der Angelegenheit im Reichsarbeits -
Ministerium mit Vertretern von Landesregierungen , .von Un¬
ternehmer- und Angestelltenverbänden des Handelsgewerbes
nnd anderer Berufsvereinigungen , sowie des Städtetages eine
Besprechung stattqefunden , zu der auch landwirtschaftliche Ar-
teitaeber und Arbeitnehmer eingeladen waren . Die geplante

Neuregelung der Sonntagsruhe ging den Angestekktenorgani »
sationen zu » eit, während die Vertreter der Landwirtschaft
noch weiter« Ausnahmetage vorgesehen wissen wollte« : Ein¬
zelne Länder traten für die Vorlage ein, andere bezeichneten
sie als nicht notwendig . Die Beratungen über die Neurege»
jung der Sonntagsruhe im Hackstels - ewerbe haben also bisher
«och zu keine« Ergebnis gMhrt .

Die Hrarlsrubcr Vertrauensleute der
So ziald. Partei zur polit . u wirtscb . Lage .

Die Karlsruher Vertrauensleute der Sozialdemokratischen
Partei faßten in einer am Dienstag abend abgehaltenen Ver¬
sammlung fügende Entschließung, die wir rein referierend
wiedergeben wollen:

»Die Vertrauensmänner der Sozialdemokratischen Partei
Karlsruhe erklären : Unter den in Deutschland gegebenen
Zwangsverhältnissen war die Koalitionspolrtik richtig. Sie
hat die staalsrechtliche Fundamentierung der Republik ermög¬
licht , ihren Bestand bisher mit gesichert. Nur um diesen Preis
konnte die Sozialdemokratie die Opfer auf sich nehmen und
ertragen , die unvermeidlich mit jeder Koalitionspolitk verbun¬
den find.

Die von der' Regierungskoalition betriebene Politik der Er¬
füllung der Forderungen der Entente im Rahmen des Mög¬
lichen war richtig und dir einzig gangbare» dagegen hat die
Koalition auf inuerpolitschem Gebiete, in der Reform der
Verwaltung , der Reichswehr, des Finanzwesens und in der l
Ernährung keineswegs das geleistet, was geleistet werden ^
konnte im Interesse der Allgemeinheit. Die Versammelten er¬
kennen die großen Schwierigkeiten durchaus an , die allen auf
wirkliche Reformen gerichteten Bestrebungen unter dem furcht¬
baren Drucke entgegen stehen , dem Deutschland und das deutsche
Volk unter der brutalen , ganz Europa gefährdenden Gewalt - .
Politik der Entente ausgesetzt sind . c

Aber die versammelten Vertrauensmänner vermögen nicht
anzuerkennen , daß auf dem Gebiete der inneren Verwaltung
nicht ganz erheblich mehr zum Besten des Landes und des Vol¬
kes hafte geschehen können, als geschehen ist. Der Kampf gen«,,
die auf den Staatsstreich hinarbeitenden monarchistischen Ele¬
mente und Bestrebungen konnte und muhte weit schärfer und
fhstematifcheraufgenoM men werden ; gegenüber derJustiz .die ^
zum Schutze der Republik ebenso versagt hat wie gegenüber
dem verbrecherischen Lebensmittcltvucher, hätten Gesetzgebung
und Verwaltung energischer sich erweisen sollen.

Weder die Regierung noch die Mehrheit des Reichstages
haben zur Sicherstellung der Ernährung , zum Schutze gegenden jetzt alle Schranken durchbrechenden Wucher die vorbeugen¬den und abwehrenden Maßregeln ergriffen , die eine Milderung
herbeisühren konnten.

Ebenso hat die Koalition durch die alleinige Schuld der bür¬
gerlichen Parteien auf dem Gebiete des Finanzwesens , in kei¬
ner Weise das unbedingt erforderliche geleistet. Statt einer
vcn großen Gesichtspunkten aus geführten Finanz - und
Steuerreform , ist Stückwerk geleistet worden, unter nicht mehr
länger zu ertragender Schonung der Besitzer von Sachwerten .

Die Vertrauensmänner der Karlsruher Partei erwarten ,
daß die sozialdemokratische Reichstagsfraktion bei Beratungder neuen Steuprgesetze nur dann neuen Steuern ihre Zustim¬
mung gibt, wenn endlich der Besitz scharf nach Maßgabe der
Lei, stungsfähigkeit herangezogen wird . Ganz energisch er¬
heben die Vertrauensmänner Protest gegen die Diktaturgelüste
des organisierten deutschen Unternehmertums , das beabsichtigt,die Reichseisenbahnen als Ausbeutungsobjekt überantwortet zu
erhalten . Die Versammelten sind sich durchaus bewußt, daßdie Pläne d«S Unternehmertums aus «inem wohlüberlegtenVorgehen gegen jeglichen sozialistischen Ausbau Deutschlands
entsprungen sind . So wertvoll die Republik auf demokratischer
Grundlage für die Werktätigen Masten der Bevölkerung auchist, sie erhält für die Arbeiterschaft und für die ihr sc^ ial
gleichgestellten Schichten ihre volle Bedeutung erst dann , wenn
sie die Möglichkeit zur sozialistischen Entwicklung bietet .

Die sozialdemokratische Partei hat zur E-b-eltung des deut¬
schen Reiches bisher die denkbar größten politischen Opfer ge¬
bracht, die werktätigen Schichten desgleichen in materieller Be-
zehung . An eine Gesundung Deutschlands ist nur dann zudenken , wenn endlich auch die anderen , die besitzenden Schiebt en
sich zu Opfern und Leistungen im gleichen Maße anschicksn .
Neichsregierung und Reichstag haben alles hierzu erforderlich«in umsichtiger, aber auch rüsickislos energischer Weise vorzube¬reiten und durchzuführen. Die Vertrauensmänner sind über -
zeugt , daß die Partei und die Reichstagsfraktion in diesem- Sinne tätig sein werden."

Vrurze Dacbrickten aus Baden .
Berkehrsspcrren.

a. Die Annahme von Eil- und Frachtstückgur, )owie von
Wagenladungen , nach Koburg Ort ist gesperrt.

b . Eil - und Frachtgutwagenladungen über Preußisch -Herby
Landesgrenze «ach Polen dürfen ohne Zulaufgenehmigung der
Direktion Kattawitz wieder angenommen werden.

c . Aufgehoben sind die Sperren für Frachtstückgut, das in
Kalk Nord umgeladen wird, sowie für Eilstückgnt nach Köln
Gereon Ort und Übergang. »

AuS der Demokratischen Parsek. Im „Heidelberger Tag «
! blatt " lesen wrr folgendes: „Me „ Badische Landeszeitung "
i hatte gemeldet, daß ber Professor an der Technischen Hochschule
i in Karlsruhe , Hellpach , aus politischen Gründen sein Mandat
! als Stadtverordneter der Demokratischen Partei niedergelegt
! habe ; es wirb dabei der Anschein erweckt, als ob dabei auch
' sein Austritt aus der Demokratischen Partei überhaupt erfolgt
i sei . Die „ Süddeutsche Zeitung " hatte dieses Gerücht als voll-
! zogcne Tatsache berichtet und daran hämische Bemerkungen ge-
i knüpft von einem „weiteren Verlust der Demokraten "

. Alle
! Liese Meldungen sind unwahr . Herr Professor Hellpach hat
i dieimehr lediglich wegen Überlastung das Mandat als Stadt -
c verordneter niedergelegt, das er aus dem gleichen Grunde bis¬

her nur schwer wahrzunehmen vermochte . Ein Austritt aus
der Demokratischen Partei kommt nicht in Frage .

Ml . Mannheim , 16. Nov . Gestern Abend hielt die Orts¬
gruppe Mannheim - LudwigÄhafen der deutschen Friedensgesell¬
schaft hier eine Versammlung ab. In einer Entschließung
wurde der Beschluß der Generalversammlung in Bochum, die
Abschaffung der Reichswehr zu verlangen , für einen schweren
Fehler erklärt . Die Versammlung ist der Meinung , daß erst
»ach Schaffung eines wahren Völkerbundes, verbunden mit
einer allgemeinen Abrüstung aller Völker von einer solchen
Forderung die Rede sein könne . Allen reaktionäre « Tenden¬
zen in der Reichswehr solle energischer als bisher entgegen¬
getreten werden. In der oberschlesischen Frage unterstützt die
Versammlung das Verlangen einer nochmaligen Abstimmung
der Oberschlesscr , um festzustellen , ob sie in einem ungeteilten
Oberschlesien beisammen bleiben oder sich nach dem Ergebnis
der « Pen Abstimmung trennen wollen.

. OL Vom Bodeirsec , 18. Nod. Das Dampfboot „Aastria *
sowie »Vorarlberg - wurden von der österreichischen Schiff.
fahrtSverwaktung verkauft. Beide Schiffe werden künftig aufder Donau Verwendung finden ; also den Bodensee , gleich wie
die „Kontinental "

(frühere „Habsburg "
), verlassen . Nur nochüber vier Dampfschiffe verfügt jetzt die österreichische Verwais

tung in Bregenz . — Me Motorboote der Staader Fischer , die
bekanntlich bei dem Sturm am Donnerstag gesunken waren ,konnten jetzt wieder gehoben werden. Es zeigt sich nun , daß
jedem, Fischer ein Schaden von mehreren tausend Mark aus
dem Unglück erwächst . Sämtliche Motore find versandet.

Aus der Laiidcsbauptsladt .
Die Teuerungszulagenbewcgung der Angestellten . Aus Ein -

laduug der Arbeitgeberverbände der Industrie fand am 14.
November in der Handelskammer eine Sitzung statt, in der die
Arbeitgeberverbände sich bereit erklärten, den Schiedsspruchdes Schlichtungsausschusses vom 10. ds . Mts . anzunehmen ,wenn sich die Angestelllenorganisationen für den November
mit festlegen würden . Die Führer der Angestellten erklärten ,lt . „Bad . Beob.

". den Arbeitgebern, daß sie die Sätze für No¬
vember übernehmen würden, wenn die Vereinbarung getrofftn
werden könnte, daß bei weiter steigender Teuerung in der
«rsten Dezemberwoche neue Verhandlungen über eine etwa für
November weiter notwendig werdende Erhöhung Istattfinden
sollten. Me Arbeitgeber zogen sich darauf zurück und unter -
breiteten nach Beendigung ihrer Beratung folgenden Vorschlag ;

. 1 . Die Novemberzulage ist in gleicher Höhe wie für Oktober
zu gewähren . 2. Tritt im November eine Steigerung der Le»
bensbedingungen gegenüber dem Oktober um 10 oder mehr
Prozent ein, gemessen am Durchschnitt der Indexziffern vom
Reich, von Calwer , von Elsas , von Krutschinsky und von Sil¬
bergleit , so sind die Arbeitgeberverbände bereit, nach der Ver.
öffentlichung der Indexziffern mit den Angestelltenverbänden
zusammenzutreten , um die Teuerung für November entspre¬
chend mit zu berücksichtigen .

"
Auf diesen Vorschlag gingen die Angestelltenorganisationen

wegen der Unsicherheit der Entwicklung nicht ein , insbesondere
sei der Satz von 10 Prozent viel z u hoch, da schon eine Stei¬
gerung von 5 Prozent für die Angestellten äußerst fühlbar
wäre . Es wurde von Arbeitnehmerseite der Vorschlag gemacht,
die Vereinbarung für November zu übernehmen, wenn schon
bei 5 Prozent Steigerung eine neue Festsetzung erfolgen solle.
Me Arbeitgeber erklärten nach nochmaliger Beratung , daß si«
dcnl Vorschlag nicht bcltreten könnten, aber auf 8 Prozent her»
untergeben wollten. Die Verhandlungen wurden daraufhin
abgebrochen. Me Angestelltenorganisationen werden die Ber-
binblichkeitSerklärunq des Schiedsspruchs beim Demobilma.
chungSkommissär beantragen .

Wadiscbe GemeLndesckau.
OL Billingen , 16. Nov . Nahezu einstimmig ist Bürgermei .

ster Lehmann wieder gewählt worden. Von den §4 Mitglie¬
dern des Gemeinderats und des Bürgerausschusses hatten 78
abgestimmt. Der bisherige Bürgermeister erhielt 71 Stim¬
men, 6 weiße Zettel und ein leerer Umschlag waren abgegeben
worden .

OL Durlach , 17 . Nov . Der Gemeindevoranschlag für
1821/22 weist an Ausgabep 8,9 Millionen, an Einnahmen 5,3
Millionen Mark auf , so daß ein Fehlbetrag von 3,7 Millionen
verbleibt , der durch Umlage zu decken ist. Das Vermögen der
Stadt wird auf 56 Millionen geschätzt.

OLFreibnrg » 16. Nov . Demnächst wird hier wieder eine
Bürgerausschutzsitzung stattfinden, eine der Vorlagen sieht den
Ausbau der Hilda -Kinderklinik vor. Durch Stadtvatsbeschluß
wurde zur Schaffung günstiger Verhältnisse in der Kinder-
klinik die Ausführung einer Reihe von Verbesserungen put
einem Aufwand von 560 000 M . genehmigt, wovon die Siadt -
gemeinde einen durch Kapitalaufnahme zu bestreitenden Teil
von 210 OM M . zu übernehmen hat . Der Bürgerausschuß wird
um seine Zustimmung zu diesem Antrag ersucht .

Von der Angestellten --
versickerung .

Tie Kvstrn des Heilverfahrens bei „Halbvcrsichertcn ".
Man schreibt uns : Vor kurzem wurde bekannt gegeben, daß

die R . f. A . für die Zukunft die Gewährung von Heilverfahren
an diejenigen Angestellten, die auf Grund eines Lebensver-
sicherungsvertrages von der Leistung ihrer Beitragshälften be¬
freit sind, von der Leistung der HAste der voraussichtlichen
Kosten als Zuschuß abhängig macht . Gegen diese Maßnahme
wird nun Stellung genommen und ausgeführt : ,/Die Anstalt
habe nicht.das mindeste Recht , sich auf diese Weise zuungunsten
der Halbversicherten von Ausgaben zu entlasten, und alle Halb¬
versicherten sollten dieses Verlangen als ungesetzlich zurück¬
weisen. 8 392 des Versicherungsgesetzes für Angestellte , nach
dem die Halbversicherten nur die halben Leistungen des Ge¬
setzes erhalten , sei nicht anwendbar , da keine Rede davon sein
könne, baß das Heilverfahren eine Leistung im Sinne des Ge.
setzes darstelle ; im Gegenteil sei es eine in ms Ermessen der
Anstalt gestellte Maßnahme zur Verhinderung der vorzeitigen
Inanspruchnahme von Leistungen.

"
Die Auffassung, daß das Heilverfahren keine Leistung im

Sinne des Gesetzes sei, ist bisher nicht vertreten worden, steht
auch im Widerspruch zu der Wertschätzung , dessen es sich bei
den Versicherten erfreut . Die Reichsversicherungsanstalt er¬
blickt im Heilverfahren sogare eine ihrer bedeutungsvollsten
Leistungen . Sie bat daher im Jahre 1920 ckwa 45 Millionen
Mark für Heilverfahren aufgewendet, im Jahre 1921 werden,
die Kosten voraussichtlich etwa 65 bis 79 Dtillionen betragen .
Indessen kann die Frage , ob das Heilverfahren eine Leistung
im Sinne des Versicherungsgesetzes für Angestellte sei oder
nicht, dahingestellt bleiben ; denn auch abgesehen von 8 383
des Gesetzes ist das Verlangen eines Zuschusses in Höhe der
Hälfte der Heilverfohrenkosten gesetzlich und moralisch berech¬
tigt . Ob im einzelnen Fall ein Heilverfahren zu gewähren ,
ist, steht im Ermessen der Reicbsversicherungsanstalt. Dem¬
gemäß ist sie auch berechftgt , die Gewährung eines Heilver¬
fahrens von der Leistung eines Zuschusses abhängig zu machen.

Me unterschiedslose Bewilligung von Heilverfahren
an Voll- und Halbversicherte würde eine ungerechte
Bevorzugung der letzteren auf Kosten der Volliversicherten be¬
deuten ^ zumal schon die Nachprüfung und laufende Überwa¬
cht, irg der Befreiung von der eigenen Beitragsleistung be.
trächtliche Aufwendungen erfordert. In den Kreisen der Ver¬
sicherten und ihrer Arbeitgeber wird der Standpunkt der
Reichsversicherungsanstalt durchaus gebilligt . Den Halbver»
sicherten wird zu empfehlen sein, sich an ihre Lebensversiche -
rungsgesellschaften , denen ebenfalls an der Verhütung de>
vorzeitigen Eintretens deS BerfichernngSfalleS gelesen sei»
muh , wegen Erstattung des Zuschusses zu wenden. sest.



Literarilcbe Neuerkbeinungen.
Der Aufstieg des 'Morgenlandes . Von Henry Mahne

Hhndman ( übersetzt von Dr . Werner -Otto von Heutig .
K . F . Koekler , Verlast, Leipzig!. Hnndman , der Milbe-
Gründer der englischen Sozialdemokratie , schildert in dieser
Schrift die Wechselwirkungen zwischen Europa Und Asien im
Laufe der Jahrhunderte . Der Verf.rsser verinaa auf Grund
persönlicher Beobachtung und Hurch eingehendes Studium eine
überaus lehrreiche Entwicklungsgeschichte Japans , Chinas uns
Indiens zu geben und ihre Bedeutung für die künftige Politik
«rbzuschätzen . Trotzdem der Verfasser a-S national empfindender
Engländer eine ausgesprochene Abneigung gegen Deutschland

, besitzt , enthält das Werk gerade für uns Deutsche außerordent¬
lich viel Lehrreiches.

Die Diktatur des Proletariats . Von Are Waerland .
Übertragung der dritten schwedischen Auflage von Fritz Arn¬
heim . (Verlag Friedrich Andreas Perthes A .-G . Gotha . Preis
12 Mark ) . Das hier in mustergültiger Übersetzung durch den
als Schwedenforscher bekannten Professor Dr . Arnheim vor¬
gelegte , schwedisch bereits in dritter Auflage erschienene Buch
Are Waerlands ist eine packend, geistvoll und stilistisch glänzend
geschriebene, auf genauer Kenntnis de« russischen Geschichte,
Literatur und Volksseele beruhende Studie über Wesen und
Ursprung des Bolschewismus wie des RussentumS überhaupt .

„Gemütstee . Heitere Erinnerungen eines Arztes . " Unter
diesem Titel hat der Karlsruher Arzt D . Victor Ziegler
vor kurzem im Alster-Verlag , Hamburg , eine Sammlung rei¬
zender kleiner Geschichtchen und Plaudereien erscheinen lasier «:
Blümlein und Kräutlein , die er in fünfundzwanzig Jahren
Doktorei gesammelt hat und nun der leidenden Menschheit als
harmlos heiteren „Gemütstee " darbietet . Niemand wird diese
treffliche Medizin ohne Schmunzeln genießen ; man müßte
schon ein hoffnungsloser Hypochonder sein, mn seine wohltu¬
ende Wirkung nicht schon nach der Lektüre der ersten Seite »
mit Behagen zu verspüren . r.

StaatSÄNzeiger .
Bezirksarztstelle Müllörim .

Die Bezirksarztstelle in Müllheim ist in Erledigung gekom¬
men . Bewerbungen sind binnen 10 Tagen hierher einzure ' chen.

Karlsruhe , den 14. November 1921 .
Ministerium , de » Jauern .
Der Ministerialdirektor :

Rein . Bernauer .

Die Errichtung der Pfarrkuratie Unterlauchringen i« Klettgau
betr.

Das Erzbischöfliche Ordinariat hat für die Katholiken von
Unterlauchrjngen , Pfarrei Tiengen , mit Wirkung vom 22. April
ISA eine Pfarrkuratie errichtet und dem Pfarrkuraten die
selbständige Seelsorge der auf der Gemarkung Unterlauch-
Gingen wohnenden Katholiken übertragen .

Karlsruhe , den 14. November 1921 .
Ministerium des Kultus «nd Unterricht».

Der Ministerialdirektor :
Schmidt . Baumgratz .

1 . Im Staatsvoranschlag 1921 sind Mittel zur Gewährung
Von Arbvitgeberzuschüssea für Wohnungen von Beamten , An¬
gestellten und Arbeitern des badischen Staats bereitgestellt.
Die Vergebung der Darlehen erfolgt nach den unten stehenden
Grundsätzen .

2. Die Arbeitgeberzuschüffe werden neben den allgemeinen
Landesdarlehen gewährt . Gesuch« um Gewährung der Arbeit-

, geberzuschüsse sind mit den Anträgen des Bauherrn auf Ge-
"Währung eines «allgemeinen Baudarlehens , wofür Fragebogen
bei der G . Braunschen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe erhältlich
sind, an das Bürgermeisteramt zu richten.

Die Bürgermeisterämter der Städte über 10000 Einwohner
führen zunächst eine Entschließung des Gemeinderats und des
Bürgerausschusses über die Gewährung der Gemeindezuschüsie
Herbei und übermitteln alsdann das Gesuch dem Bezirksamt .

Die Bürgermeisterämter der übrigen Gemeinden legen die
Gesuche mit einer Äußerung über die Unterstützung des Bau¬
vorhabens durch die Gemeinde, z. B . durch Stellung des Bau -
Gktändes, Übernahme der Straßenkosten , der Kosten für Ver¬

sorgung mit Wasser, Gas oder elektrischem Licht oder Lieferung
von Bauholz oder Baumaterialien zu einem ermäßigten Preise ,

! ebenfalls dem Bezirksamt vor . Die Bezirksämter prüfen die
>Gesuche im Benehmen mit den Bezirksktiuämtern und Bezirks-
! baukontrolleuren in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht und
. erwirken eine Entscheidung des Bezirksausschusses und des
Wohnungsverbandes über die Gewährung des VerbandSdar -
lehenS.

Die Bezirksämter führen im Namen d«S ArbeitSminifte-
riumS alle Behandlungen mit den beteiligten Staat », und
Gemeindebehörden und gemeinnützigen Bauverei «igungen über
die Gewährung von Arbeitgeberzuschüffe« des Lande » und er¬
statten nach Abschluß der Verhandlungen Vorlage an da» Ar¬
beitsministerium zur endgültigen Entscheidung.

3 . über die Berechnung der einzelnen Zuschüsse «ibt folgendes
Beispiel für eine Wohnung qm mit 3 Zimmer « und
Küche Anhaltspunkte :

Gesamtherstellungskosten - SO 000 M.
Ertwgswert 12 000 M.
Landesdarlehen 360 M . X 70 qm 25 200 M .
Gemeindedrittei 8 400 M. 45 600 M.

Ünrentier .icher Aufwand 44 400 R .
Hiervon tragen Land und Gemeinde je die Hälfte mit 22 M

Mark .
Rangordnung der Hypotheken:

1 . Ertragswert 12000 M .
2. Arbeitgeberzuschuß des Landes und freiwilliger

Gemeindezuschntz je 22 200 M.
mit gleichem Rang,

3 . allgemeines Landesdarlehen von 25 200 M .
und Gemeindedrittel mit 8 400 M.
mit gleichem Rang ,

Karlsruhe , den 14. Nov ember 1921.
Badische » IkrWkSministertum.

Fuchs . Fuchs.

Grundsätze
für die Gewährung vo« Arbeitgeberzuschüffe« durch das Land

Bade«.
Vom 14. November 1921 .

Für die Beteiligung des Landes als Arbeitgeber an der Auf¬
bringung der nicht rentierlichen und durch Landes - und Ge-
meindedarlehen nicht gedeckten Baukosten für Wohnungen , die
Beamten , Angestellten und Arbeitern des badischen Staates
zur Verfügung gestellt werden (Arbeitgeberzuschüffe), sind die
folgenden Bestimmungen maßgebend:

I . Allgemeines.
1 . Arbeitgeberzuschüssedes Landes sollen nur zur Herstellung

von Wohnungen für wohnungslose Beamte , Angestellte oder
Arbeiter des badischen Stackles mit eigenem Hausstande ge¬
währt werden. Dabei ist die Hergabe von Arbeitgeberzuschüs¬
sen von dem Vorhandensein eines dauernden Wohnungsbedürf -
niffes für Angehörige der beteiligten Dienststellen abhängig zu
machen. Das Vorhandensein augenblicklich wohnungSloser Be¬
amten usw. allein ist nicht immer maßgebend.

Die durch Zuweisung von Wohnungen an LlandeSbeamte
usw. am gleichen Ort oder anderwärts freiwerdenden Wohnun¬
gen müssen dem Arbeitsministcrium im Verhältnis der Betei¬
ligung von Land und Gemeinde am unrentierlichen Aufwand

^ der neugebauten Wohnungen zur Überweisung an wohnungs -
lose Landesbeamte usw zur Verfügung gestellt werden . Die
freiwerdenden Wohnungen sind daher von dem Bauherrn dem
Bezirksamt rechtzeitig, nach Möglichkeit mindestens 6 Wochen
vor dem Wohnungswechsel, mitzuteilen .

^

2. Arbeitgeberzuschüffe können zum Neubau von Miet¬
oder Eigenwohnungen gegeben werden, die Beamten , Ange¬
stellten und Arbeitern in den Verwaltungen und Betrieben des
badischen Sikates zugute kommen, wenn die Bauten

a ) durch Gemeinden,
k ) durch lebenS- und leistungsfähige gemeinnützige Bau¬

unternehmungen (Baugenossenschaften, Gesellschaften m .
b. H., gemeinnützige Aktiengesellschaften und dergl.) oder

c ) in besonderen Ausnahmefällen durch Einzelpersonen er¬
richtet werden, die für die ordnungsmäßige Durchführung
der Bauvorhaben und für die Einhaltung der Zuschuß¬
bedingungen Gewähr leisten.

3 . Der Arbeitgeberzuschuß wird neben dem allgemeinen
Landesdarlehen und neben dem Gemeindedar .ehen zur Dek -
kung eines Teils der nichtrentierlichen Baukosten gewährt , und
zwar als bedingt oder befristet rückzahlbares, zunächst unver¬
zinsliches Darlehen . Es soll die Hälfte der unrentierlichen
und durch Lande-darlehen und Gemeindepflichtanteil unge¬
deckten Baukosten nicht überschreiten.

4 . Die Gemeinden und Wohnungsverbände sollen außer
dem Pflichtanteil von einem Drittel des allgemeinen LandeS-
darlehens (Bekanntmachung der Reichsregierung vom 19. Fe¬
bruar 1921 ) mindestens die Hälfte der durch Landesdar »ehen
und Gemejndepflichtanteil nicht gedeckten Baukosten überneh¬
men.

5 . Wird ausnahmsweise an Einzelpersonen ein Zuschuß be¬
willigt (2 c), so ist von diesen vorab ein Teil des nicht rentier¬
lichen Aufwands zu übernehmen .

6 . Die Arbeitgeberzuschüffe sind der Höhe nach oder in dem
Verhältnis zu den gesamten Baukosten fest zu begrenzen . Ar-

beitgeberzuschüPe für gleichartige Wohnungen sollen in ei«
und derselben Gemeinde (Gemeindeverband ) nicht in verschie¬
dener Höhe gewährt werden.

7. Di» Mieten sollen den ortsüblichen Meten gleichartiger
Wohnungen entsprechen. Soweit neuerstellte Gebäude von ver
Wohnabgabe befreit sind, erhöht sich die Miete entsprechend.
Für die Festsetzung der Mieten ist Ziffer 24 der Bestimmungen
des Arbeitsministeriums vom 10. März 1921 über Gewährung
von Baudarlehen 1921 maßgebend.

8. Die Wohnungshersteller sollen sich mit eigenem Gelbe
an der Aufbringung des rentierlichen Teils der Anlagekosten
betdLgen , und zwar bei Mietwohnungen mit mindestens einem
Zehutel , bei Eigenheimen tu wichst mit einem höheren Betrage .

9. Zur Sicherung des Zuschusses und zur Erfüllung der an
seine Hergabe geknüpften Bedingungen ist an den betreffenden
Grundstücke» eine Sicherungshypothek für das Land zu bestel¬
len . Me Sicherungshypotheken für den Arbeitgeberzuschuß de)
Lande» und den das Pftichtdrittel übersteigenden Zuschuß der
Gemeinde haben unter sich gleichen Rang und gehen der
Hypothek für das allgemeine LandesdarlehLn und das Pflicht -
drittÄ der Gemeinde vor.

10. Me mit Arbeitgeberzuschüffen errichteten Wohnungen
sollen möglichst auf die Dauer von 50 Jahren den in Nr . 1 be-
zeichnetKi Personen zugute kommen.

11 . Bei der Ausführung der Bauten sind nach Möglichkeit
bewährte Bauthpen und die vom Normenausschuß der Deut¬
sche» Industrie aufgestellten Normen zu berücksichtigen .

1L Me Nummern 1, 5, 10. 11. 12, 13. 14a . c, d. und IS
der Allgemeinen Grundsätze über die Förderung des Woh¬
nungsbaues (Bekanntmachung der Reichsregierung vom 10.
Februar 1921. Karlsruher Zeitung vom 12. Mär? 1921 Nr . 00)
und die dazu erlassenen badischen Vollzugsbestimmungen gel¬
ten entsprechend.

II . Besondere Bestimmungen.

. Mietwohnungen .
13. Dem Arbeitsministerium bleibt für die nach Nr . 10 ver¬

einbarte Zeit das Verfügungsrecht über die Wohnungen Vor¬
behalten .

Scheidet der Inhaber einer mit Arbeitgeberzuschüffen de»
Reichs erstellten Wohnung au » dem Landesdienste aus , ohne
die Wohnung aufzugeben, so ist auf Verlangen des Bezirks¬
amtes die nächste freiwerdende, möglichst gleichwertige Woh¬
nung des Zuschußempsängers für einen Beamten , Angestellte»
oder Arbeiter des Landes zur Verfügung zu stellen.

Gehen auf Wohnungen , die durch Versetzung, Zuruhesetzung,
Tod usw. frei werden, Bewerbungen von Landesbeamten usw .
nicht ein, so kann das Arbeitsministerium einen Mieter be¬
zeichnen.

14. Landesbeamte usw ., die zur Zeit des Ablaufs der Frist
nach Nr . 10 die Wohnungen benutzen, haben das Recht»
ncch solange wohnen zu bleiben, bis das Mietverhältnis im
Wege regelrechter Kündigung von einem der Vertragsschlie¬
ßenden gelöst wird.

15. Werden Mietwohnungen durch privat« Bauherren er¬
richtet. so ist ein Vor - , Ankaufs- oder Wiederkaufsrecht zugun¬
sten einer öffentlich-rechtlichen oder gemeinnützigen Stelle zu
vereinbaren und grundbuchlich zu sichern .

8 . Eigenheime .
16- Zur Errichtung von Eigenheimen sollen Arbeitgeberzu¬

schüffe in der Regel nur gewährt werden, wenn sie entweder
kraft eines Erbbaurechts an Grundstücken einer gemeinnützige»
oder öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder als Heimstätte»
noch Maßgabe der Bestimmungen des Reichsheimstättengesetzes
vom 10. Mai 1920 (Reichsgesetztt. S . 963 ) ausgegeben werden,
oder ein Bor - , Ankaufs - oder Wiederkaufsrecht zugunsten einer
öffentlich-rechtlichen oder gemeinnützigen Stelle vereinbart
wird.

17. Scheidet der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eine»
mit Arbeitgeberzuschüssen errichteten Eigenheims ans dem
Landesdienst aus . so kann ihm die Verpflichtung zur sofortigen
Zurückzahlung des Arbeitgeberzuschussesauferlegt werden, so¬
fern er nicht bis zum Ablauf der gemäß Nr . 10 festgesetzten
Frist einen anderen Landesbeamten usw. bei sch ausnimmt .

Fahrplanänderungen .
Vom Montag den 21 . November an treten in Kraft :
Vorortzug 3163 (IV ) verkehrt ab den Unter weg- Nationen

früher . Wiesloch-Walldorf ab 5 .32 V . , Heidelberg an 6 00 B.»
Vorortzug 3164 (W ) verkehrt früher und Wir) bis MingolS-
hcim durchgeführt : Heidelberg ab 6.05 V., M . ngvlsheim an
6.40 V. Vorortzug 8165 (IV) beginnt in Mingolsheinr , da ab 6 .60
V-, Heidelberg an 7 .33 V. Personenzug 924 , Freiburg (Brei »-
gau ) ab 10.20 N . erhält einen Halt in Tuns ec , an 10 .51 N.
Persmwnzuq 1754 (IV ) verkehrt später, Waldshut ab 5 .07 N„
Weizen an 6 .05 N .. ebenso Personenzug 1735 (IV) Weizen
ab 6.12 N., Waldshut an 7 .14 N . Nähere Auskunft bei den
Stationen .

Amtliche Vekanntmacbung.
Polizeistunde 1« der Stadl Karlsruhe betr
Auf Grund des 8 365 R --Str .-Ges .-B . und 8 2 der

Verordnung des Ministeriums des Innern vom 30-
August 1921 „die Polizeistunde betr. " wird mit Zu¬
stimmung des Stadtrats und nach erfolgter Vollzieh-
barkeitserklärung durch den Herrn Lanoeskommiffar
nachstehende

Ortspolizriliche Vorschrift
erlassen: Z -754

Die nächtliche Polizeistunde wird für den Stadt¬
bezirk Karlsruhe allgemein auf 12 Uhr, an Sams¬
tagen auf 1 Uhr nachts festgesetzt.

' Karlsruhe , den 14. November 1921 .
Bad . Bezirksamt . — Polizeidirrktiou e . O .Z.171

orlei' nie ! « 762 !
Verkaufen Sie ihre alten , auch zerbrochenenj

Hskngedisse
Zahle für jeden verw<" 'dbaren Zahn bi» SKk !

! SS —, für ganze Gebisse j nach Ausführung bis
Mk. 340 . . Ankauf nur Freitag , de« 18.
slovcmder 1SS1 von 10— 6 Uhr in Karlsruhe im

I Hotel Germania . Karl-Friedrichstr. H.Gerder. I

ttelmoll's V-eligeäcliiclite
Hescliiclile tief Päpste ,

tadellos erhalten , uu « « »-leoulon »
ULberes ru erfragen unter Kl. 774 bei der Expedition
der Larlsrr her Leitung .

kreitag , den 18.

7 - n . V,10 Okr kdic . 20
1"k .-Oem . L .V .L .

Dir. 1651 - 2100

November 1921 .

7 bis nach ' /,10 Ohr
Vollcsdütmg L 3

VN MMm Mg.
In ÄigMeli Muk.

bewilligung klagt gegen den
flüchtigen Kaufmann Her¬
ma»» Stoha, wohnhaft in
Karlruhe , jetzt unbekannten
Aufenthalts , auf Vermiet -

sal , III . Stock , Zimmer
Nr. 16.

Bruchsal, 8 . Nov- 1921 .
Der Gerichtsschreiber

des Bad. Amtsgerichts .

Viv vei'dlsittv Einfall
(1» Nut» oompüeo).

lung desselben durch gegen
Sicherheitsleistung für vor¬
läufig vollstreckbares Urteil
zur Bezahlung de» Teil¬
betrages von 2000 M . der
von ihm am 19. September
1921 als Kassier beim Klä¬
ger unterschlagenen Dienst¬
gelderin Höh« von 26702M.
01 Pfg . an den Kläger.

Zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits
wird der Beklagte vor das
Amtsgericht in Karlsruhe
auf :
Mvutag, SO. Januar 1922»

vormittags 9 Uhr,
Akademiestraße 4, 2. Stock,
Zimmer 131 geladen .

Karlsruhe » 11 . Nov. 1921 .

VllMM

Zu kaufe» gesucht
sofort ftir vorgemerkte Käuferr
Herrschaft »- «ud Wohnhäuser,
Villen und Landhäuser.
Wirtschafte» mit « «» ohne vletzgereie«,
Bäckereien und Konditorete« .
Spezereihandlunge«.
Gemischt « Warengeschäfte,
Zigarrengeschäfte.
sowie Geschäfte aller Art .

M. Bufam, Liegenschaftsbüro
Herreustraße 38. K 771

VÄllllntmaWgen.
Durch Beschluß der Ge¬

sellschaftervom31 . Oft -1921
ist die Gesellschaft aufge¬
löst- Alleiniger Liquidator
ist der seither. Gesch -Führer
A . Blank , hier, und dessen
Stellvertreter Schreinerm -
W - Rüderer, hier. Forde¬
rungen sind binnen JahreS -
frist geltend zu machen.

MSbrlmagazin vereinigter
Schreinerm eisün: G « b.H i.L.

Erstellung der Entwäs -
serungsanlage für die Er¬
weiterung der Wohnkolonie

MM WHslW
Der GerichtHchreiber Bad.

MW. md Slek-
für meinen Lagerplatz in
Littenweiler zu vergeben.
Zeichnungen und Bedin¬
gungen auf meinem Büro ,
Aeuffenstr - 22 einzusehen.
Paul Faller» Holzgroß -
handlung , Fr «tb « rg r. v .

Amtsgerichts AK. 8 (Bau L> in Haltingen .
Gem . Finanzministerial -
Berordnung vom 3. Jan .
1907 Grab - und Bauar¬
beiten, Liefern und Ver¬
legen von Zementröhren
zu vergeben. Verdingungs¬
unterlagen einzusehen bei
der Bahnmeisterei Weil-
LeopoldShöhe - Abgabe der
Angebote verschlossen, por-
tofrei , mit entsprechender
Aufschrift versehen, ebenda

>. Stteitii« tttWÄakit .
Lffeutliche Zustellung einer

Klage.
Z .741 .2L Karlsruhe. Der
Reichsfisku» vertreten durch
das ReichSwirtschaftSmini-
sterium und dreseS durch
RegierungSrat Gust. Weber
in Karlsruhe als Beauftrag¬
ten de» ReichSkommiffarS
für Au»- und Einfuhr -

Z.743. Bruchsal. I » dem
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Fr ^nz
Aatou Decker ä To. in Bruch¬
sal ist Termin zur Prü¬
fung der nachträglich an¬
gemeldeten Forderungen
bestimmt auf
Freitag, 9- Dezember 1921,

vormittag» 11'/, Uhr,
vor das AmtSgeriiP Bruch-

bi» spätesten» SO. Navemb .
1921 , 9 Uhr »ormittagS . Zu¬
schlagsfrist 14 Tage - Z .75»

Bafel, 14 . Nov. 1921 -
hubauinspektiou.

MMMiklaiis
Das Forpamt Herren« « »

in Forbach (Baden ) ver¬
kauft freihändig 1102 Fm .
Nadellangholz in 10 Lose«
u - zwar Stämme Fm - IIS ,
II 65, III 274 , IV 246.
V 202, VI 37 : Abschnitte
Fm . I 43. II 133 , III 83.
LoSverzeichniffe und nähere
Auskunft durch da» Forst¬
amt . Angebote sind bi»
Douuerstag, de« 24. Novem¬
ber d - I . einzureichen. Z 700

Badischer Güter¬
tarif «ad deutsche
Mechs-tsüt -rtarife.

Auf 1 . Dezember 1921
wird die Station Friedrichs¬
feld (Baden ) Süd für de«
Güterverkehr geschlossen u.
mit sämtlichen Angabe»
in den Tarifen gestrichen .
Der gesamte Güterverkehr
de» Orte » Friedrichsfeld
wird künftig von der Sta¬
tion Friedrichsfeld (Badens
Nord besorgt. Z758

Karlsruhe , 14. Nov. 1921.
Eisenbahngeueraldtrektio«,

I
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